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c. 694 CIC n.F. 

 

„§ 1 Ipso facto dimissus ab instituto habendus est sodalis qui: […] 
3° a domo religiosa illegitime absens fuerit, secundum can. 665 § 2, duodecim continuos menses, 

prae oculis habita eiusdem sodalis irreperibilitate.” 

„§ 3 In casu de quo in § 1 n. 3, talis declaratio ut iuridice constet, a Sancta Sede confirmari debet; 
quod ad instituta iuris dioecesani attinet, confirmatio ad principis Sedis Episcopum spectat.” 

„§ 1 Ein Mitglied gilt als ohne Weiteres aus dem Institut entlassen, das: […]  
3° von der Ordensniederlassung in Ansehung der Unauffindbarkeit dieses Ordensmitglieds für 

zwölf ununterbrochene Monate im Sinne von can. 665, § 2 unrechtmäßig abwesend war.“ 

„§ 3 In dem in § 1, n. 3 genannten Fall muss diese Erklärung, damit sie rechtlich feststeht, vom Hei-
ligen Stuhl bestätigt werden; soweit es sich um Institute diözesanen Rechts handelt, kommt die Be-

stätigung dem Bischof des Hauptsitzes zu.“ 

 

von Martin Rehak 

 

Papst Franziskus ist ein eifriger Gesetzgeber, der dabei auch vor Änderungen des kodikarischen Rechts 
nicht zurückschreckt. Die jüngste Novellierung des Codex Iuris Canonici durch das Motu Proprio Com-
munis vita vom 19.03.2019 betrifft das Ordensrecht, näherhin im Recht der Religioseninstitute (vgl. 
cc. 607–709 CIC) den Kanon 694 und im Recht der Säkularinstitute (vgl. cc. 710–739CIC) den Kanon 
729. 

C. 694 § 1 CIC regelt die unverzügliche Entlassung von Rechts wegen aus einem Religioseninstitut. Bis-
lang galten Ordensleute in folgenden zwei Fällen als entlassen: Zum einen im Falle eines offenkundigen 
Abfalls vom katholischen Glauben (c. 694 § 1 Nr. 1 CIC), zum anderen im Falle einer (versuchten) kirch-
lichen oder zivilen Eheschließung (c. 694 § 1 Nr. 2 CIC). Die Logik hinter dieser Regelung dürfte darin 
zu sehen sein, dass ein solches Verhalten im ersten Fall nicht mit der besonderen Bindung der Ordens-
leute an die Kirche und im zweiten Fall praktisch nicht mit ihrer Verpflichtung auf die evangelischen 
Räte (vgl. cc. 207 § 2; 573; 599–601 CIC u.ö.), hier namentlich der Rat der Keuschheit, vereinbar ist.  

Zu diesen beiden Fallgruppen treten nunmehr mit c. 694 § 1 Nr. 3 CIC jene Fälle hinzu, in denen sich 
Ordensleute seit mindestens zwölf Monaten unrechtmäßig von ihrer Ordensniederlassung entfernt 
haben und für den zuständigen Ordensoberen unauffindbar sind.  

Es gibt, dem Vernehmen nach, weltweit nicht wenige Fälle, in denen Ordensleute für sich beschließen, 
ein neues Leben zu beginnen, und daher anlässlich von Dienstreisen, Familienbesuchen, Urlauben oder 
bei sonstigen Gelegenheiten nicht mehr in ihre Ordensniederlassung zurückkehren, sondern auf Nim-
merwiedersehen spurlos verschwinden. In solchen Fällen ist der zuständige Ordensobere zwar gehal-
ten, Nachforschungen über den Verbleib anzustellen, um dem Betreffenden gemäß c. 665 § 2 CIC da-
hingehend ins Gewissen zu reden, dass er nicht unerlaubt abwesend sein darf und in der ihm von Gott 
geschenkten Berufung zum Ordensleben ausharren möge. Im Falle eines erfolgreichen Untertauchens 
müssen diese Bemühungen der Oberen jedoch fruchtlos bleiben.  
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Die neue Norm sanktioniert damit zum einen den Verstoß der fraglichen Ordensleute gegen den evan-
gelischen Rat des Gehorsams (vgl. dazu c. 601 CIC). Im Geiste des Gehorsams nämlich wäre ein Ordens-
mitglied, das sich vom Ordensleben lösen will, gehalten, den vom Recht vorgesehenen Weg des Aus-
tritts (vgl. cc. 686–693 CIC) zu beschreiten. Zugleich ermöglicht die neue Norm es nunmehr den Or-
densoberen, sich in diesen Fällen auf der rechtlichen Ebene von „Karteileichen“ zu trennen. Zwar ist 
bereits in c. 696 § 1 CIC ein förmliches Entlassungsverfahren u.a. für den Fall vorgesehen, dass ein Mit-
glied sich mindestens sechs Monate unrechtmäßig entfernt; ein solches Entlassungsverfahren wäre 
aber nur dann ordnungsgemäß durchführbar, wenn die ladungsfähige Anschrift des zu Entlassenden 
bekannt wäre und er somit gemäß c. 697 Nrn. 2–3 CIC verwarnt werden könnte.  

Anders als in den Fällen des c. 694 § 1 Nrn. 1–2 CIC ist im Fall des neuen c. 694 § 1 Nr. 3 CIC allerdings 
keine automatische Entlassung allein aufgrund der tatsächlichen Gegebenheiten (Zeitablauf, Unauf-
findbarkeit) vorgesehen. Vielmehr bestimmt der ebenfalls neu in den Kodex eingefügte c. 694 § 3 CIC, 
dass die Entlassung nur dann rechtskräftig ist, wenn zunächst der zuständige Obere die Tatsachen fest-
stellt (vgl. c. 694 § 2 CIC) und sodann eine hierarchische Instanz diese Feststellung bestätigt. Welche 
hierarchische Instanz zuständig ist, bestimmt sich dabei danach, ob es sich um eine Ordensgemein-
schaft päpstlichen oder bischöflichen Rechts handelt (vgl. zur Unterscheidung c. 589 CIC). Im einen Fall 
ist der Apostolische Stuhl, dort funktional die Kongregation für die Institute geweihten Lebens und für 
die Gesellschaften apostolischen Lebens, zuständig, im anderen Fall jener Bischof, in dessen Bistum 
die Ordensgemeinschaft ihren Hauptsitz hat.  

Von der Neuregelung sind nur die Orden im engen Sinn, d.h. die Religioseninstitute betroffen. Eine 
Ausweitung auf das Recht der Säkularinstitute erfolgt ausdrücklich nicht, wie sich aus einer redaktio-
nellen Anpassung des c. 729 CIC ergibt: dort wird nun nicht mehr pauschal auf c. 694 CIC verwiesen, 
sondern spezifisch auf c. 694 § 1 Nrn. 1–2 CIC.  

In der Vergangenheit musste seitens der Kirchenrechtswissenschaft wiederholt kritisiert werden, dass 
aufgrund des verspäteten Erscheinens der monatlichen Faszikel der Acta Apostolicae Sedis, die derzeit 
mehr als ein Jahr hinter dem jeweiligen Berichtszeitraum hinterherhinken, die Bestimmungen der 
cc. 7–8 CIC über die Promulgation (in den Acta), die vacatio legis, und den Zeitpunkt des Inkrafttretens 
praktisch unanwendbar wurden. Das Motu Proprio Communis vita löst dieses Problem dadurch, dass 
die Veröffentlichung im L’Osservatore Romano ausdrücklich zum Promulgationsakt erklärt und der 
10.04.2019 als Datum des Inkrafttretens festgesetzt wurde.  

Wie fügt sich die Neuregelung in das Kirchenrecht in seiner Gesamtheit ein?  

Zunächst sei bemerkt, dass Tatbestände, die zur Entlassung von Ordensleuten führen können, nicht 
nur in c. 694 CIC normiert sind. In c. 695 CIC ist die Entlassung von Ordensmitgliedern, die Straftaten 
gemäß cc. 1397, 1398 oder 1395 CIC [a.F.] begangen haben, zwar als Regelstrafe vorgesehen, setzt 
aber ein (summarisches) Strafverfahren voraus und ist bei Vorliegen besonderer Umstände ausnahms-
weise in das Ermessen des Oberen gestellt. C. 696 CIC listet eine Reihe von Tatbeständen auf, deren 
Vorliegen den Oberen zur Einleitung eines Entlassungsprozesses berechtigt. Daraus wird umgekehrt 
deutlich, dass die unverzügliche Entlassung von Rechts wegen – also ohne förmlichen Prozess nebst 
dem Recht des zu entlassenden Mitglieds auf Verteidigung – gravierenden und offensichtlichen Ent-
lassungstatbeständen vorzubehalten ist. 

Die nunmehrige Neuregelung des c. 694 CIC erinnert entfernt an die Fallgruppe „Amtsflucht“ aus den 
Sondervollmachten, die Papst Benedikt XVI. im Jahre 2009 der Kongregation für den Klerus gewährt 
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hatte (vgl. dazu AfkKR 178 [2009] 181–190, hier 188 f.; Stephan Haering, Verlust des klerikalen Standes. 
Neue Rechtsentwicklungen durch päpstliche Sondervollmachten der Kongregation für den Klerus, in: 
ebd., 369–395). Gemäß dieser nicht in das kodikarische Recht integrierten Vollmachten kann die Kon-
gregation für den Klerus solche Priester auf dem Verwaltungsweg aus dem Klerikerstand entlassen und 
zugleich vom Zölibat dispensieren, die seit mindestens fünf Jahren den priesterlichen Dienst aufgege-
ben haben und unerlaubt fernbleiben, ohne von sich aus eine Laisierung zu beantragen. Es fällt inso-
weit auf, dass dort im Vergleich zu den 12 Monaten aus c. 694 CIC eine deutlich längere Zeit zugewartet 
werden muss, ehe Konsequenzen aus einer vorsätzlichen Vernachlässigung der Berufung zum Pries-
tertum gezogen werden.  

Im Februar diesen Jahres war einer breiteren Öffentlichkeit bekannt geworden, dass es in der Kongre-
gation für den Klerus Richtlinien dazu gibt, wie mit Priestern des lateinischen Ritus zu verfahren sei, 
die ein (oder mehrere) Kind(er) gezeugt haben. Näheren Aufschluss über Sinn und Inhalt dieser Richt-
linien ist einem Interview zu entnehmen, welches daraufhin der Kardinalpräfekt der Kongregation, Be-
niamino Stella, dem L’Osservatore Romano gab (vgl. OR vom 28.02.2019; ORdt. vom 15.03.2019, S. 6). 
Laut Kardinal Stella sei das leitende Prinzip das Wohl des Kindes. Daher würden einschlägige Laisie-
rungsgesuche vorrangig behandelt und möglichst binnen zweier Monate dem Papst zur Entscheidung 
vorgelegt (vgl. dazu cc. 290 Nr. 3; 291 CIC). Grundsätzlich erfolge in solchen Fällen immer eine Entlas-
sung des Priesters aus dem Klerikerstand; und zwar auch dann, wenn der Priester nicht mehr an einer 
Beziehung zur Mutter seines Kindes interessiert ist und/oder wenn der Priester bzw. sein Bischof 
möchte, dass der Betreffende weiterhin den priesterlichen Dienst ausübt. Ausnahmen von diesem 
Grundsatz seien nur dann möglich, wenn das Kind bereits erwachsen ist und der Priester seine „frühe-
ren affektiven Schwächen überwunden“ hat; oder wenn es im Leben der Mutter des Kindes noch einen 
anderen Mann gibt, der die Vaterrolle übernimmt.  

Man könnte sich nun fragen, ob unter dem Aspekt der Gleichbehandlung auch die Vaterschaft oder 
Mutterschaft von Ordensleuten – im Lichte des Kindeswohls – einen Entlassungsgrund darstellen. Eine 
klare Handhabe für solche Fälle ist jedenfalls nicht aus c. 696 CIC gegeben – es sei denn, das Eigenrecht 
der jeweiligen Ordensgemeinschaft sähe dies vor –, da dort nur „ständige“, „wiederholte“, „hartnä-
ckige“ Verfehlungen Anlass zur Entlassung geben können, nicht jedoch einmalige „Ausrutscher“. Dass 
eine diesbezügliche Regelung bei der Neufassung des c. 694 CIC unterblieben ist, kann man entweder 
so deuten, dass derartige Fälle so selten sind, dass (noch) kein allgemeiner Regelungsbedarf besteht; 
oder dass derartige Fälle so peinlich sind, dass ihr Vorkommen nicht durch eine entsprechende Nor-
mierung indirekt eingestanden werden soll.  

Mit Blick auf das Ideal einer konsistenten, von Wertungswidersprüchen freien Rechtsordnung erhebt 
sich dann aber doch die Frage, warum für Ordensleute, die nicht zum Priester geweiht sind, zwar der 
Versuch einer Eheschließung massive rechtliche Sanktionen nach sich zieht, nicht jedoch (bei fehlender 
Heiratsabsicht) die faktische Gründung einer Familie.  

 

* * * 

Papst Franziskus hat mit dem Motu Proprio Recognitum Librum VI vom 26.04.2022 zwischenzeitlich 
eine neue Textfassung des hier erwähnten c. 695 § 1 CIC festgelegt, vgl. dazu auch hier. 
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